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Wiesenburg, den 24.04.2012

Beschluss-Nr. 134-22/12
Die Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark beschließt in ihrer heutigen Sitzung die

Ordnungsbehördliche Verordnung zur Freigabe verkaufsoffener Sonn- und Feiertage
aus Anlass von besonderen Ereignissen und Veranstaltungen für das Jahr 2012.

Abstimmungsergebnis:
Gesetzliche Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung: 27
davon anwesend: 22
Ja-Stimmen: 22 Nein-Stimmen: – Enthaltungen: –

Schmidt Klembt
Vors. der Gemeindevertretung Bürgermeisterin

Auf Grund des § 5 Abs. 1 Brandenburgisches Ladenöffnungsgesetz (BbgLöG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. November 2006 (GVBl. I/06
[Nr. 15] S.158), zuletzt geändert  durch das Gesetz vom 20. Dezember 2010
(GVBl. I/10 [Nr. 46]) in Verbindung mit §§ 24, 26, 29 und 33 Gesetz über
Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz
- OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.08.1996 (GVBl. I/96
[Nr. 21], S.266), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 2010
(GVBI. I/10, [Nr. 47]) wird durch die Bürgermeisterin der Gemeinde Wiesen-
burg/Mark als örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss der Gemeinde-
vertretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark vom 24.04.2012 folgende
Ordnungsbehördliche Verordnung erlassen:

§ 1
Aus Anlass von besonderen Ereignissen und Veranstaltungen im Ortsteil
Wiesenburg dürfen Verkaufsstellen entsprechend § 5 Abs. 1 des Branden-
burgischen Ladenöffnungsgesetz (BbgLöG) wie folgt öffnen:

1. Sonntag 13.05.2012 13:00 Uhr bis 20:00 Uhr
Anlässlich des 12. Blumenmarktes

2. Sonntag 20.05.2012 13:00 Uhr bis 20:00 Uhr
Anlässlich eines Chortreffens

3. Sonntag 12.08.2012 13:00 Uhr bis 20:00 Uhr
Anlässlich des Parkfestes

4. Sonntag 09.09.2012 13:00 Uhr bis 20:00 Uhr
Anlässlich Tag des offenen Denkmals

5. Sonntag 16.12.2012 13:00 Uhr bis 20:00 Uhr
Anlässlich eines Weihnachtsmarktes

Ordnungsbehördliche Verordnung zur Freigabe
verkaufsoffener Sonn- und  Feiertage

aus Anlass von besonderen Ereignissen und Veranstaltungen im Jahr 2012

§ 2
Inkrafttreten

Die Ordnungsbehördliche Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft.

Wiesenburg/Mark, 24.04.2012

Klembt
Bürgermeisterin

 Vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Wiesenburg, den 26.04.2012

Klembt
Bürgermeisterin .
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Das Qualitätsmanagement nach der ISO 9001:2008 und AZWV (Anerken-
nungs- und  Zulassungsverordnung – Weiterbildung) war bereits in den
letzten Jahren ein fester Bestandteil der Arbeit des Arbeits- und Ausbildungs-
förderungsverein Potsdam-Mittelmark e.V. Nun wurde dies auch durch die
Zertifizierung durch eine anerkannte Stelle offiziell bestätigt. Somit haben
für die nächsten 3 Jahre folgende Geschäftstätigkeiten des AAfV PM e.V.
das Qualitäts-Zertifikat erhalten: Fördermaßnahmen zur Arbeitsmarkt-
integration, Projektentwicklung und -durchführung, Arbeitsvermittlung,
Beratung und Betreuung von Migranten, Ambulante Betreuung nach §§ 67
SGB XII, Netzwerkkoordination sozialer Dienste, Koordinierungsstelle für
Freiwilligenarbeit und Bürgerengagement sowie die Weiterbildung im ge-
werblich-technischen Bereich.

Erfolgreiche Zertifizierung des AAfV PM e.V.

Zudem ist der AAfV PM e.V. nun zugelassener Bildungsträger für die Förde-
rung der beruflichen Weiterbildung nach dem Recht der Arbeitsförderung.
Die AZAV (Akkreditierungs- und  Zulassungsverordnung Arbeitsförderung)
ersetzt seit  dem 1.  April 2012 die Anerkennungs- und Zulassungsverordnung
Weiterbildung (AZWV). Mit der erfolgreichen Zertifizierung ist der Verein
auch für diese Neuerungen im Bereich der Arbeitsförderung gewappnet.

Darüber hinaus ist der AAfV PM e.V. mit der Zulassung der Weiterbildungs-
maßnahme „Fortbildung  zum Gabelstaplerfahrer“ in Kürze in der Lage,
diese in der Region Potsdam-Mittelmark gegen Bildungsgutscheine oder
für Selbstzahler anzubieten.

 Weitere Informationen erhalten Sie direkt beim Arbeits- und Ausbildungs-
förderungsverein PM e.V.  unter Tel. 033841/ 3887-0 oder www.aafv.de

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Schlussfeststellung kann innerhalb eines Monats Widerspruch
erhoben werden. Die Frist beginnt mit dem ersten Tag der öffentlichen Be-
kanntmachung der Schlussfeststellung. Der Widerspruch ist beim Landes-
amt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung, Dienst-
sitz Groß Glienicke, Seeburger Chaussee 2 in Potsdam OT Groß Glienicke
schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Groß Glienicke, den 23.04.2012

Im Auftrag

Landesamt für Ländliche Entwicklung,
Landwirtschaft und Flurneuordnung

1 Landwirtschaftsanpassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
03.07.1991 (BGBl. I S. 1418), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.06.2001
(BGBl. I  S. 1149, 1174)

2 Flurbereinigungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl.
I S. 546) zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I
S. 2794)

Im Bodenordnungsverfahren Ortslage Dippmannsdorf, Verf.-Nr.: 1/001/N,
Landkreis Potsdam-Mittelmark wird hiermit gemäß § 63 Abs. 2 LwAnpG1 in
Verbindung mit § 149 FlurbG2  die Schlussfeststellung erlassen und Folgen-
des festgestellt:

Die Ausführung des Bodenordnungsplanes ist bewirkt. Den Beteiligten ste-
hen keine Ansprüche mehr zu, die im Bodenordnungsverfahren hätten be-
rücksichtigt werden müssen.

Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft sind abgeschlossen.

Das Bodenordnungsverfahren ist mit der Zustellung der unanfechtbaren
Schlussfeststellung an die Teilnehmergemeinschaft beendet. Gleichzeitig
erlischt die Teilnehmergemeinschaft.

Gründe

Der Abschluss des Bodenordnungsverfahrens durch die Schlussfeststellung
ist sachlich gerechtfertigt. Der Bodenordnungsplan ist in allen Teilen ausge-
führt. Insbesondere ist das Eigentum an den neuen Grundstücken auf die
im Bodenordnungsplan genannten Beteiligten übergegangen. Die öffentli-
chen Bücher sind berichtigt.

Bodenordnungsverfahren Ortslage Dippmannsdorf
Verf.-Nr. 1/001/N

Schlussfeststellung
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Die Vertreter der Volksinitiative „Für eine Änderung des § 19 Absatz 11 des
Landesentwicklungsprogrammes zur Durchsetzung eines landesplanerischen
Nachtflugverbotes am Flughafen Berlin Brandenburg International (BER)!“
haben fristgemäß die Durchführung eines Volksbegehrens verlangt. Die
Landesregierung oder ein Drittel der Mitglieder des Landtages Branden-
burg haben innerhalb der Frist des § 13 Abs. 3 des Volksabstimmungs-
gesetzes (VAGBbg) keine Klage gegen die Zulässigkeit des Volksbegehrens
anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürgerinnen und
Bürger ab dem

4. Juni 2012 bis zum 3. Dezember 2012

durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten oder durch briefli-
che Eintragung auf den Eintragungsscheinen unterstützt werden. Gemäß §
17 Abs. 2 VAGBbg können die Bürgerinnen und Bürger ihr Eintragungs-
recht durch Eintragung in die amtliche Eintragungsliste nur bei der Ab-
stimmungsbehörde der Gemeinde ausüben, in der sie ihre Wohnung, bei
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung oder, sofern sie keine Wohnung
in der Bundesrepublik Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben; diese Bürgerinnen und Bürger können ihr Eintragungsrecht jedoch
auch bei den zu Buchstabe A) angeführten weiteren Eintragungsstellen
ausüben.

Eintragungsberechtigt sind gemäß § 16 VAGBbg in Verbindung mit §§ 5
und 7 des Brandenburgischen  Landeswahlgesetzes (BbgLWahIG) alle deut-
schen Bürgerinnen und Bürger, die zum Zeitpunkt der Eintragung oder
spätestens am 3. Dezember 2012

– das 16. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem 4. Dezember 1996
geboren sind,

– seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg ihren ständigen
Wohnsitz oder, sofern sie keine Wohnung in der Bundesrepublik
Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben sowie

– nicht nach § 7 BbgLWahIG vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

A) Unterstützung des Volksbegehrens durch Eintragung in
Eintragungslisten

Das Volksbegehren kann durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungs-
listen in den folgenden Eintragungsräumen der Abstimmungsbehörde (Num-
mer 1 bis Montag, den 3. Dezember 2012, 16 Uhr  unterstützt werden:

Lfd.
Nummer Eintragungsstellen Eintragungszeiten

1 Amt Brück, Einwohnermeldeamt Mo bis Do 9 - 16 Uhr;
Ernst-Thälmann-Str. 59,14822 Brück dienstags  bis 18 Uhr;

freitags 9-12 Uhr

 Abstimmungsbehörde: Amt Brück

für die Gemeinde: Stadt Brück, Borkheide, Borkwalde, Golzow, Linthe, Planebruch

Stimmkreis: 18 Potsdam-Mittelmark II

Bekanntmachung
 über die Durchführung eines Volksbegehrens

„Für eine Änderung des § 19 Absatz 11 des  Landesentwicklungsprogrammes
zur Durchsetzung eines landesplanerischen Nachtflugverbotes

am Flughafen Berlin Brandenburg International (BER)!“

Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wollen, haben sich
über ihre Person auszuweisen  (§ 7 Abs. 1 Volksbegehrensverfahrens-
verordnung – VVVBbg),

 Wer sich in die Eintragungsliste einträgt, muss persönlich und handschrift-
lich unterzeichnen. Neben der  Unterschrift sind Familienname, Vorname,
Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung, bei mehreren Wohnungen die
Hauptwohnung oder gewöhnlicher Aufenthalt, sowie der Tag der Eintra-
gung lesbar einzutragen (§ 18 Abs. 1 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 1 VVVBbg).
Eine Eintragung kann nach § 18 Abs. 2 VAGBbg nicht mehr zurückgenom-
men werden.

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung nicht in der Lage sind, die  Eintragung selbst vorzunehmen und dies
mit Hinweis auf ihre Behinderung zur Niederschrift erklären, werden von
Amts wegen in die Eintragungsliste eingetragen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg
i. V. m. § 8 Abs. 2 VVVBbg).

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung den Eintragungsraum  nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierig-
keiten aufsuchen können, können eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson)
mit der Ausübung ihres Eintragungsrechts beauftragen. Hierfür ist der Hilfs-
person eine entsprechende Vollmacht durch die eintragungsberechtigte
Person auszustellen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 7 Abs. 4 VVVBbg).

B) Unterstützung des Volksbegehrens durch briefliche Eintragung
Jeder Eintragungsberechtigte hat das Recht, auf Antrag das Volksbegehren
durch briefliche Eintragung  zu unterstützen. Der Antrag kann von der
eintragungsberechtigten Person selbst oder einer von ihr bevollmächtigten
Person schriftlich, elektronisch (z. B. per E-Mail oder Fax) oder mündlich (zur
Niederschrift) bei der Abstimmungsbehörde gestellt werden, in der die
eintragungsberechtigte Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen
ihre Hauptwohnung, oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei der elek-
tronischen Antragstellung ist der Tag der Geburt der antragstellenden Per-
son anzugeben (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Eine
fernmündliche Antragstellung ist unzulässig.

Die antragstellende Person kann sich bei der Antragstellung auch der Hilfe
einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V.
m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).

Eintragungsscheine können bis zwei Tage vor Ablauf der Eintragungsfrist
beantragt werden (§ 8a Abs. 5 VVVBbg).

 Die für die briefliche Eintragung erforderlichen Unterlagen (Eintragungs-
schein und Briefumschlag)  werden der antragstellenden Person entgeltfrei
übersandt.

Die Eintragung muss persönlich vollzogen werden. Wer wegen einer kör-
perlichen Behinderung nicht in  der Lage ist, die briefliche Eintragung per-
sönlich zu vollziehen, kann sich der Hilfe einer Person (Hilfsperson) bedie-
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nen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Auf dem
Eintragungsschein hat die eintragungsberechtigte Person oder die Hilfs-
person gegenüber der Abstimmungsbehörde an Eides statt zu versichern,
dass sie die Erklärung der Unterstützung des Volksbegehrens persönlich
oder nach dem erklärten Willen der eintragungsberechtigten Person abge-
geben hat (§ 15 Abs. 7 VAGBbg).

Bei der brieflichen Eintragung muss der Eintragungsberechtigte den
Eintragungsschein so rechtzeitig an  die auf dem amtlichen Briefumschlag
angegebene Stelle absenden, dass der Eintragungsbrief dort spätestens
am 3. Dezember 2012,16 Uhr eingeht.

Der Eintragungsbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland aus-
schließlich von der Deutschen  Post AG unentgeltlich befördert. Der
Eintragungsbrief kann auch bei der auf dem Briefumschlag angegebenen
Stelle abgegeben werden.

Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

„Für eine Änderung des § 19 Absatz 11
des Landesentwicklungsprogrammes zur Durchsetzung

eines landesplanerischen Nachtflugverbotes am Flughafen
Berlin Brandenburg International (BER)!“

Der Landtag möge beschließen, die Landesregierung aufzufordern, in Ver-
handlungen mit dem Land Berlin einzutreten, um den Staatsvertrag vom 7.
August 1997 über das gemeinsame Landesentwicklungsprogramm der Län-
der Berlin und Brandenburg und über die Änderung des Landesplanungs-
vertrages, geändert durch Staatsvertrag vom 5. Mai 2003, wie folgt zu än-
dern:

„Der im Gesamtraum Berlin-Brandenburg bestehende Bedarf an
Luftverkehrskapazitäten soll derart  gedeckt werden, dass am Flughafen
Berlin-Brandenburg International (BER) Tagflug aber kein planmäßiger Nacht-
flug stattfindet, um Lärmbetroffenheiten zu reduzieren.“

„Dabei soll der nationale und internationale Luftverkehrsanschluss für Berlin
und Brandenburg nicht  allein auf den Ballungsraum Berlin konzentriert
werden.“

„Dieser Gesetzestext ersetzt Satz 1 und 2 des in den Ländern Berlin /
Brandenburg gültigen § 19 Abs. 11 LePro (Landesentwicklungsprogramm).
Satz 3 und Satz 4 des § 19 Abs. 11 LePro entfallen.“

Begründung:
Die bisher geltende Fassung des § 19 Abs. 11 LePro ist eine der Rechtsgrund-
lagen sowohl für den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg LEP BB
als auch für die luftrechtliche Fachplanung. Der  bisherigen Fassung von §
19 Abs. 11 LePro entnehmen Landesentwicklungsplan und Fachplanung
die Legitimation, durch Schaffung eines nächtlichen Kapazitätsangebots an
die Luftverkehrswirtschaft das Ruhebedürfnis der betroffenen Bevölkerung
dem wirtschaftlichen Profit der – im Eigentum der  öffentlichen Hand be-
findlichen – Flughafengesellschaft und der Luftverkehrsgesellschaften zu
opfern. Dem schiebt die Volksinitiative durch die Neufassung des Gesetzes-
textes einen Riegel vor.

Gemäß dem Landesentwicklungsplan LEP BB hat dieses Gesetz weiterhin
Gültigkeit und gibt Vorgaben  sowohl für zukünftige Landesentwicklungs-
pläne wie auch für die luftverkehrsrechtliche Fachplanung.

Der Volksinitiative liegen neuere Erkenntnisse der Lärmwirkungsforschung
und über Art und Umfang  der durch Flugroutenfestsetzungen betroffenen
Siedlungsgebiete zu Grunde. Durch die Formulierung, dass kein planmäßi-
ger Nachtflugbetrieb am Flughafen Schönefeld stattfinden soll, wird sicher-
gestellt, dass sich das Nachtflugverbot auf den gewerblichen Flugverkehr

bezieht und andere Flüge (Not- und Rettungsflüge etc.) nicht ausgeschlos-
sen werden sollen.

Die beabsichtigte Neuregelung macht es ferner möglich, nächtliche Flug-
bewegungen insbesondere im Charter- und Pauschalreiseverkehr auch an
anderen Startorten durchzuführen.

Zu Verspätungsregelungen und detaillierten luftverkehrstechnischen Rege-
lungen fehlt es an einer  Zuständigkeit des Landesgesetzgebers. Zumindest
würde dieser Regelungsinhalt nicht in die Kompetenz der Landesplanung
fallen. Mit dem Volksbegehren wird die Wiederinbetriebnahme bzw. die
Aufrechterhaltung der Flughäfen Tempelhof und Tegel nicht beabsichtigt.

NACHTFLUG STÖRT DEN SCHLAF
UND GEFÄHRDET DIE GESUNDHEIT:

Das Umweltbundesamt bewertet den wissenschaftlichen Erkenntnisstand
aufgrund einer aktuellen  Studie aus dem Jahr 2010:

„Für Herz- und Kreislauferkrankungen ist nachgewiesen: Im Ver-
gleich zu Personen, die keinem Fluglärm ausgesetzt sind, steigt
das Erkrankungsrisiko betroffener Personen mit zunehmender
Fluglärmbelastung. Auch bei psychischen Erkrankungen findet sich
ein relevanter Befund: Bei Frauen sind die Erkrankungsrisiken für
Depressionen signifikant erhöht.

Diese Ergebnisse stehen im Einklang mit der vorausgegangenen
.Arzneimittelstudie’ des UBA, die  höhere Medikamentenverschreibungen
bei Personen nachwies, die nächtlichem Fluglärm ausgesetzt sind. Eine gro-
ße Studie im Umfeld verschiedener europäischer Flughäfen (HYENA-Stu-
die) aus dem Jahr 2008 stellte ebenfalls fluglärmbedingte Gesundheits-
risiken fest: Personen, die verstärkt vom Nachtfluglärm betroffen sind, wei-
sen häufig höhere Blutdruckwerte auf, als Menschen in ruhigeren
Wohngebieten.“

 Auch das Bundesverwaltungsgericht hat sich eindeutig dazu bekannt, dass
eine  Gesundheitsgefährdung von Lärmbetroffenen unterbleiben muss (Ur-
teil vom 21.3.1996 Az.4 C 9.95):
„Diese Verpflichtung trifft ihn [den Staat, d. V.] erst recht, wenn der Eingriff
auf seinem eigenen Verhalten beruht. Dabei kann sich der Staat nicht ohne
weiteres mit vorhandenen Erkenntnisdefiziten ,entschuldigen’. Dies ist bereits
dann nicht zulässig, wenn die Risiken einer Gesundheitsbeeinträchtigung
bereits als solche bekannt sind. Die Gesundheitsschädlichkeit muss nicht
erst bewiesen werden, um eine Regelungspflicht des Staates auszulösen.
Auch Gesundheitsgefährdungen – werden sie erkannt oder als im Risiko-
bereich liegend für hinreichend wahrscheinlich angesehen – verpflichtet zu
Handeln. Auch hier mögen vielfache Erkenntnisdefizite bestehen. Der Staat
muss ihnen –  etwa bei der Festsetzung von Grenzwerten – durch Sicherheits-
margen zu begegnen suchen.“

Dennoch hält die brandenburgische Landesregierung im Planergänzungs-
verfahren für den Flughafen  Schönefeld bis zu 113 Flüge in einer Nacht für
zulässig. Hiergegen sind Klagen vor dem Bundesverwaltungsgericht einge-
reicht. Die brandenburgische Landesregierung fühlt sich durch ihre eigene
gesetzliche Regelung im § 19 Abs. 11 Landesentwicklungsprogramm (LePro)
die für die Länder Berlin und Brandenburg gilt, in ihrem großzügig nachtflug-
freundlichen Handeln zum Nachteil der vom nächtlichen Fluglärm gepei-
nigten Bevölkerung bestätigt.

Die Volksinitiative wendet sich gegen diese gesetzliche Regelung und zwingt
in der Folge die Landesregierung die Landesentwicklungspläne Flughafen-
standortsicherung wie auch den  Landesentwicklungsplan Berlin- Branden-
burg zu überarbeiten, da in diesen Plänen von einer Zulässigkeit des Nacht-
flugs ausgegangen wird.
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Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter: Stellvertreter:
Prof. Wolf Carius Markus Peichl
Gerhart-Hauptmann-Allee 30 Kladower Straße 2
15732 Eichwalde 14469 Potsdam

Dr. Gerhard Kalinka Gudrun Claus
Heinrich-Zille-Straße 39 Selchower Weg 18
15827 Blankenfelde 15831 Mahlow

Robert Nicolai Christian Radtke-Kruft
Fontaneplatz 5 Siegfriedstraße 60
15834 Rangsdorf 14513 Teltow

Matthias Schubert Martina Pohske
Unterberg 31 Keplerstraße 23
14532 Kleinmachnow 15831 Mahlow

Martin Henkel Christian Selch
Seestraße 68 Potsdamer Straße 2
15738 Zeuthen  15738 Zeuthen

Die Gemeinde Borkwalde hat in der öffentlichen Sitzung am 14. März 2012
die Widmung der folgenden Straße beschlossen:

„Olof-Palme-Ring“ (G 623)
Weiterführung ab Olof-Palme-Ring bis Astrid-Lindgren-Platz
Lage: Teilfläche aus Flurstück 722 der Flur 2 (Fläche ca. 3.500 m²)
Die Straße wird als Gemeindestraße klassifiziert.
Der Gemeingebrauch wird  eröffnet.

Die Fläche wird gemäß § 6 des Brandenburgischen Straßengesetzes
(BbgStrG) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 31. März 2005
(GVBl. I S. 218) geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Oktober
2011 (GVBl I/11, Nr. 24) gewidmet. Durch die Widmung erhält die Fläche
die Eigenschaft einer öffentlichen Straße.

Diese Verfügung gilt gemäß § 1 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz
Brandenburg (VwVfGBbg) in Verbindung mit § 41 Abs. 4 VwVfG  mit dem
auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügung ist der Widerspruch zulässig. Er ist innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift beim Amt Brück,
Der Amtsdirektor, Ernst-Thälmann-Straße 59 in 14822 Brück zu einzulegen.

Brück, 26. April 2012

Großmann
Amtsdirektor

Widmungsverfügung gemäß § 6 des Brandenburgischen Straßengesetzes
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Schlussfeststellung kann innerhalb eines Monats Widerspruch
erhoben werden. Die Frist beginnt mit dem ersten Tag der öffentlichen Be-
kanntmachung der Schlussfeststellung. Der Widerspruch ist beim Landes-
amt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung, Dienst-
sitz Groß Glienicke, Seeburger Chaussee 2 in Potsdam OT Groß Glienicke
schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Groß Glienicke, den 23.04.2012

Im Auftrag

Landesamt für Ländliche Entwicklung,
Landwirtschaft und Flurneuordnung

1 Landwirtschaftsanpassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
03.07.1991 (BGBl. I S. 1418), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.06.2001
(BGBl. I  S. 1149, 1174)

2 Flurbereinigungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl.
I S. 546) zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I
S. 2794)

Im Bodenordnungsverfahren Ortslage Dippmannsdorf, Verf.-Nr.: 1/001/N,
Landkreis Potsdam-Mittelmark wird hiermit gemäß § 63 Abs. 2 LwAnpG1 in
Verbindung mit § 149 FlurbG2  die Schlussfeststellung erlassen und folgen-
des festgestellt:

Die Ausführung des Bodenordnungsplanes ist bewirkt. Den Beteiligten ste-
hen keine Ansprüche mehr zu, die im Bodenordnungsverfahren hätten be-
rücksichtigt werden müssen.

Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft sind abgeschlossen.

Das Bodenordnungsverfahren ist mit der Zustellung der unanfechtbaren
Schlussfeststellung an die Teilnehmergemeinschaft beendet. Gleichzeitig
erlischt die Teilnehmergemeinschaft.

Gründe

Der Abschluss des Bodenordnungsverfahrens durch die Schlussfeststellung
ist sachlich gerechtfertigt. Der Bodenordnungsplan ist in allen Teilen ausge-
führt. Insbesondere ist das Eigentum an den neuen Grundstücken auf die
im Bodenordnungsplan genannten Beteiligten übergegangen. Die öffentli-
chen Bücher sind berichtigt.

Bodenordnungsverfahren Ortslage Dippmannsdorf
Verf.-Nr. 1/001/N

Schlussfeststellung

Der gewählte Gemeindevertreter der Partei „Die Linke“, Herr Dr. Eyk Ueberschär, hat  sein Mandat in der Gemeindevertretung Borkwalde zum 16.04.2012
niedergelegt.
Gemäß §§ 59 Abs. 1 und 60 Abs. 3 und 6 des Brandenburgischen  Kommunalwahlgesetzes (BbgKWahIG) ist eine Ersatzperson aus der Partei „Die Linke“
zu berufen.
Entsprechend des Ergebnisses der Kommunalwahl vom 28. September 2008 – Wahl  der Gemeindevertretung Borkwalde – wird folgende Ersatzperson
der Partei „Die Linke“ zum 01. Mai 2012 als Gemeindevertreter berufen:

Herr Dr. Hans-Lothar Schröter, Birkenstr. 21, 14822 Borkwalde

G. Rettig
Wahlleiter

Bekanntmachung  zur Kommunalwahl vom 28. September 2008
Mandatsverzicht und Berufung in die Gemeindevertretung Borkwalde

Der gewählte Gemeindevertreter der Wählergemeinschaft „Wir in Borkwalde“, Herr  Klaus Heller, hat sein Mandat in der Gemeindevertretung Borkwalde
zum 16.04.2012 niedergelegt.
Gemäß §§ 59 Abs. 1 und 60 Abs. 3 und 6 des Brandenburgischen  Kommunalwahlgesetzes (BbgKWahlG) ist eine Ersatzperson aus der Wählergemeinschaft
„Wir in Borkwalde“ zu berufen.
Entsprechend des Ergebnisses der Kommunalwahl vom 28. September 2008 –Wahl  der Gemeindevertretung Borkwalde – wird folgende Ersatzperson der
Wählergemeinschaft „Wir in Borkwalde“ zum 01. Mai 2012 als Gemeindevertreter berufen:

 Herr Peter Knüpfer,  Haderlandstieg 35, 14822 Borkwalde

G. Rettig
Wahlleiter

Bekanntmachung  zur Kommunalwahl vom 28. September 2008
Mandatsverzicht und Berufung in die Gemeindevertretung Borkwalde
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An die Erben
der Elisabeth Jentzsch
geb. Welsch

Öffentliche Zustellung

Sehr geehrte Erben der Elisabeth Jentzsch geb. Welsch,

ich habe gemäß § 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Brandenburg (BbgVwZG)  vom 18.10.1991 (GVBI. I/91, [Nr.32], S.457), zuletzt
geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 28. Juni 2006 (GVBI. I/06, [Nr. 07], S.74, 86) die Mitteilung über den Erlass des Sonderungsbescheides im
Verfahren nach dem Gesetz über die Sonderung unvermessener und überbauter Grundstücke nach der Karte (Bodensonderungsgesetz – BoSoG), Ge-
meinde Brück, Gemarkung Brück an Sie zuzustellen.

Sie können die für Sie bestimmte Mitteilung und die Verfahrensunterlagen bei mir bis zum 01.06.2012 unter der oben angeführten Anschrift empfangen
oder einsehen.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Mroß
Obervermessungsrat
Landkreis Potsdam-Mittelmark
Fachdienst Kataster und Vermessung
Team Geobasisdaten und Vermessung

Bekanntmachung des Abwasserzweckverbandes „Planetal“

Der Verbandsvorsteher des Abwasserzweckverbandes „Planetal“ weist darauf hin, dass in der  Ausgabe Mai 2012 des Amtsblattes für den Landkreis
Potsdam - Mittelmark folgende Beschlüsse der Verbandsversammlung vom 21.03.2012 des Abwasserzweckverbandes „Planetal“ bekannt gemacht
werden:

Beschluss Nr. 1/03-2012 Wirtschaftsplan 2012
Beschluss Nr. 2/03-2012 über den geprüften Jahresabschluss 2010
Beschluss Nr. 3/03-2012 über die Verwendung des Jahresergebnisses 2010
Beschluss Nr. 4/03-2012 über die Entlastung des Verbandsvorstehers für das Wirtschaftsjahr 2010

Brück, den 27.03.2012

Christian Großmann
Verbandsvorsteher
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Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg wird
nach Beschluss des Amtsausschusses vom 19.03.2012 folgende Haushalts-
satzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird

1. im  Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

ordentlichen Erträge auf 1.493.400 EUR
ordentlichen Aufwendungen auf 1.774.900 EUR

außerordentlichen Erträge auf 0 EUR
außerordentlichen Aufwendungen auf 0 EUR

2. im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

Einzahlungen auf 1.650.200 EUR
Auszahlungen auf 2.183.400 EUR

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen
auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 1.465.200 EUR
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 1.708.500 EUR

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 185.000 EUR
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 428.500 EUR

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 0 EUR
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 46.400 EUR

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven 0 EUR
Auszahlungen an Liquiditätsreserven 0 EUR

§ 2
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

Haushaltssatzung des Amtes Niemegk
für das Haushaltsjahr 2012

§ 4
Gemäß § 139 Abs. 1 der BbgKVerf wird eine allgemeine Amtsumlage in
Höhe von 30,00 %

Umlagegrundlage für die allgemeine Amtsumlage bildet das Ist-Aufkom-
men der Realsteuern des Jahres 2010 zuzüglich der allgemeinen Schlüssel-
zuweisungen für 2012 (Anlage 1).

§ 5
1. Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen

als für das Amt von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird
auf 5.000 EUR
festgesetzt.

2. Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen im Finanzhaushalt
einzeln darzustellen sind, wird auf 10.000 EUR
festgesetzt.

3. Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Auf-
wendungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung des Amts-
ausschusses bedürfen wird auf 5.000 EUR
festgesetzt.

4. Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, wer-
den bei:
a) der Entstehung eines Fehlbetrages auf 50.000 EUR

und
b) bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendun-

gen oder Einzelauszahlungen auf 5.000 EUR
festgesetzt.

§ 6
Ein Haushaltssicherungskonzept entfällt.

Niemegk, den 03.04.2012

Hemmerling
Amtsdirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende im Amtsausschuss am 19.03.2012 beschlossene Haushaltssatzung des Amtes Niemegk für das Haushaltsjahr 2012 wird durch Veröffent-
lichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Niemegk dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt
Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht.
Genehmigungspflichtige Teile sind nicht enthalten.
Die Haushaltssatzung des Amtes Niemegk wurde dem Landrat des Landkreises Potsdam-Mittelmark als Allgemeine untere Landesbehörde zur Kenntnis
gegeben.
Die Haushaltssatzung liegt mit ihren Anlagen in den Räumen des Amtes Niemegk, Großstraße 6 in 14823 Niemegk während der Dienstzeiten zu
jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus.

Niemegk, 03.04.2012

Hemmerling
Amtsdirektor
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Schlussfeststellung kann innerhalb eines Monats Widerspruch
erhoben werden. Die Frist beginnt mit dem ersten Tag der öffentlichen Be-
kanntmachung der Schlussfeststellung. Der Widerspruch ist beim Landes-
amt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung, Dienst-
sitz Groß Glienicke, Seeburger Chaussee 2 in Potsdam OT Groß Glienicke
schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Groß Glienicke, den 23.04.2012

Im Auftrag

Landesamt für Ländliche Entwicklung,
Landwirtschaft und Flurneuordnung

1 Landwirtschaftsanpassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
03.07.1991 (BGBl. I S. 1418), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.06.2001
(BGBl. I  S. 1149, 1174)

2 Flurbereinigungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl.
I S. 546) zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I
S. 2794)

Im Bodenordnungsverfahren Ortslage Dippmannsdorf, Verf.-Nr.: 1/001/N,
Landkreis Potsdam-Mittelmark wird hiermit gemäß § 63 Abs. 2 LwAnpG1 in
Verbindung mit § 149 FlurbG2  die Schlussfeststellung erlassen und Folgen-
des festgestellt:

Die Ausführung des Bodenordnungsplanes ist bewirkt. Den Beteiligten ste-
hen keine Ansprüche mehr zu, die im Bodenordnungsverfahren hätten be-
rücksichtigt werden müssen.

Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft sind abgeschlossen.

Das Bodenordnungsverfahren ist mit der Zustellung der unanfechtbaren
Schlussfeststellung an die Teilnehmergemeinschaft beendet. Gleichzeitig
erlischt die Teilnehmergemeinschaft.

Gründe

Der Abschluss des Bodenordnungsverfahrens durch die Schlussfeststellung
ist sachlich gerechtfertigt. Der Bodenordnungsplan ist in allen Teilen ausge-
führt. Insbesondere ist das Eigentum an den neuen Grundstücken auf die
im Bodenordnungsplan genannten Beteiligten übergegangen. Die öffentli-
chen Bücher sind berichtigt.

Bodenordnungsverfahren Ortslage Dippmannsdorf
Verf.-Nr. 1/001/N

Schlussfeststellung

 Abstimmungsbehörde: Amt Niemegk

für die Gemeinde:

Stimmkreis:

Bekanntmachung
 über die Durchführung eines Volksbegehrens

„Für eine Änderung des § 19 Absatz 11 des  Landesentwicklungsprogrammes
zur Durchsetzung eines landesplanerischen Nachtflugverbotes

am Flughafen Berlin Brandenburg International (BER)!“

Die Vertreter der Volksinitiative „Für eine Änderung des § 19 Absatz 11 des
Landesentwicklungsprogrammes zur Durchsetzung eines landesplanerischen
Nachtflugverbotes am Flughafen Berlin Brandenburg International (BER)!“
haben fristgemäß die Durchführung eines Volksbegehrens verlangt. Die
Landesregierung oder ein Drittel der Mitglieder des Landtages Branden-
burg haben innerhalb der Frist des § 13 Abs. 3 des Volksabstimmungs-
gesetzes (VAGBbg) keine Klage gegen die Zulässigkeit des Volksbegehrens
anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürgerinnen und
Bürger ab dem

4. Juni 2012 bis zum 3. Dezember 2012

durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungslisten oder durch briefli-
che Eintragung auf den Eintragungsscheinen unterstützt werden. Gemäß §

17 Abs. 2 VAGBbg können die Bürgerinnen und Bürger ihr Eintragungs-
recht durch Eintragung in die amtliche Eintragungsliste nur bei der Ab-
stimmungsbehörde der Gemeinde ausüben, in der sie ihre Wohnung, bei
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung oder, sofern sie keine Wohnung
in der Bundesrepublik Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben; diese Bürgerinnen und Bürger können ihr Eintragungsrecht jedoch
auch bei den zu Buchstabe A) angeführten weiteren Eintragungsstellen
ausüben.

Eintragungsberechtigt sind gemäß § 16 VAGBbg in Verbindung mit §§ 5
und 7 des Brandenburgischen  Landeswahlgesetzes (BbgLWahIG) alle deut-
schen Bürgerinnen und Bürger, die zum Zeitpunkt der Eintragung oder
spätestens am 3. Dezember 2012

– das 16. Lebensjahr vollendet haben, also vor dem 4. Dezember 1996
geboren sind,
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– seit mindestens einem Monat im Land Brandenburg ihren ständigen
Wohnsitz oder, sofern sie keine Wohnung in der Bundesrepublik
Deutschland haben, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben sowie

– nicht nach § 7 BbgLWahIG vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

A) Unterstützung des Volksbegehrens durch Eintragung in
Eintragungslisten

Das Volksbegehren kann durch Eintragung in die ausliegenden Eintragungs-
listen in den folgenden Eintragungsräumen der Abstimmungsbehörde (Num-
mer 1 bis Montag, den 3. Dezember 2012, 16 Uhr  unterstützt werden:

Lfd.
Nummer Eintragungsstellen Eintragungszeiten

1 Einwohnermeldeamt Niemegk Mo, Mi, Do 9-12 Uhr
Großstraße 7, 14823 Niemegk 13-16 Uhr

Di 9-12 Uhr, 13-18 Uhr
Fr. 9-12 Uhr

Personen, die sich in die Eintragungslisten eintragen wollen, haben sich
über ihre Person auszuweisen  (§ 7 Abs. 1 Volksbegehrensverfahrens-
verordnung – VVVBbg),

 Wer sich in die Eintragungsliste einträgt, muss persönlich und handschrift-
lich unterzeichnen. Neben der  Unterschrift sind Familienname, Vorname,
Tag der Geburt, Wohnort und Wohnung, bei mehreren Wohnungen die
Hauptwohnung oder gewöhnlicher Aufenthalt, sowie der Tag der Eintra-
gung lesbar einzutragen (§ 18 Abs. 1 VAGBbg i. V. m. § 8 Abs. 1 VVVBbg).
Eine Eintragung kann nach § 18 Abs. 2 VAGBbg nicht mehr zurückgenom-
men werden.

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung nicht in der Lage sind, die  Eintragung selbst vorzunehmen und dies
mit Hinweis auf ihre Behinderung zur Niederschrift erklären, werden von
Amts wegen in die Eintragungsliste eingetragen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg
i. V. m. § 8 Abs. 2 VVVBbg).

Eintragungsberechtigte Personen, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung den Eintragungsraum  nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierig-
keiten aufsuchen können, können eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson)
mit der Ausübung ihres Eintragungsrechts beauftragen. Hierfür ist der Hilfs-
person eine entsprechende Vollmacht durch die eintragungsberechtigte
Person auszustellen (§ 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg i. V. m. § 7 Abs. 4 VVVBbg).

B) Unterstützung des Volksbegehrens durch briefliche Eintragung
Jeder Eintragungsberechtigte hat das Recht, auf Antrag das Volksbegehren
durch briefliche Eintragung  zu unterstützen. Der Antrag kann von der
eintragungsberechtigten Person selbst oder einer von ihr bevollmächtigten
Person schriftlich, elektronisch (z. B. per E-Mail oder Fax) oder mündlich (zur
Niederschrift) bei der Abstimmungsbehörde gestellt werden, in der die
eintragungsberechtigte Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen
ihre Hauptwohnung, oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei der elek-
tronischen Antragstellung ist der Tag der Geburt der antragstellenden Per-
son anzugeben (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Eine
fernmündliche Antragstellung ist unzulässig.

Die antragstellende Person kann sich bei der Antragstellung auch der Hilfe
einer Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bedienen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V.
m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg).

Eintragungsscheine können bis zwei Tage vor Ablauf der Eintragungsfrist
beantragt werden (§ 8a Abs. 5 VVVBbg).

Die für die briefliche Eintragung erforderlichen Unterlagen (Eintragungs-
schein und Briefumschlag)  werden der antragstellenden Person entgeltfrei
übersandt.

Die Eintragung muss persönlich vollzogen werden. Wer wegen einer kör-
perlichen Behinderung nicht in  der Lage ist, die briefliche Eintragung per-
sönlich zu vollziehen, kann sich der Hilfe einer Person (Hilfsperson) bedie-
nen (§ 15 Abs. 6 Satz 2 i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 2 VAGBbg). Auf dem
Eintragungsschein hat die eintragungsberechtigte Person oder die Hilfs-
person gegenüber der Abstimmungsbehörde an Eides statt zu versichern,
dass sie die Erklärung der Unterstützung des Volksbegehrens persönlich
oder nach dem erklärten Willen der eintragungsberechtigten Person abge-
geben hat (§ 15 Abs. 7 VAGBbg).

Bei der brieflichen Eintragung muss der Eintragungsberechtigte den
Eintragungsschein so rechtzeitig an  die auf dem amtlichen Briefumschlag
angegebene Stelle absenden, dass der Eintragungsbrief dort spätestens
am 3. Dezember 2012,16 Uhr eingeht.

Der Eintragungsbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland aus-
schließlich von der Deutschen  Post AG unentgeltlich befördert. Der
Eintragungsbrief kann auch bei der auf dem Briefumschlag angegebenen
Stelle abgegeben werden.

Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

„Für eine Änderung des § 19 Absatz 11
des Landesentwicklungsprogrammes zur Durchsetzung

eines landesplanerischen Nachtflugverbotes am Flughafen
Berlin Brandenburg International (BER)!“

Der Landtag möge beschließen, die Landesregierung aufzufordern, in Ver-
handlungen mit dem Land Berlin einzutreten, um den Staatsvertrag vom 7.
August 1997 über das gemeinsame Landesentwicklungsprogramm der Län-
der Berlin und Brandenburg und über die Änderung des Landesplanungs-
vertrages, geändert durch Staatsvertrag vom 5. Mai 2003, wie folgt zu än-
dern:

„Der im Gesamtraum Berlin-Brandenburg bestehende Bedarf an
Luftverkehrskapazitäten soll derart  gedeckt werden, dass am Flughafen
Berlin-Brandenburg International (BER) Tagflug aber kein planmäßiger Nacht-
flug stattfindet, um Lärmbetroffenheiten zu reduzieren.“

„Dabei soll der nationale und internationale Luftverkehrsanschluss für Berlin
und Brandenburg nicht  allein auf den Ballungsraum Berlin konzentriert
werden.“

„Dieser Gesetzestext ersetzt Satz 1 und 2 des in den Ländern Berlin /
Brandenburg gültigen § 19 Abs. 11 LePro (Landesentwicklungsprogramm).
Satz 3 und Satz 4 des § 19 Abs. 11 LePro entfallen.“

Begründung:
Die bisher geltende Fassung des § 19 Abs. 11 LePro ist eine der Rechtsgrund-
lagen sowohl für den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg LEP BB
als auch für die luftrechtliche Fachplanung. Der  bisherigen Fassung von §
19 Abs. 11 LePro entnehmen Landesentwicklungsplan und Fachplanung
die Legitimation, durch Schaffung eines nächtlichen Kapazitätsangebots an
die Luftverkehrswirtschaft das Ruhebedürfnis der betroffenen Bevölkerung
dem wirtschaftlichen Profit der – im Eigentum der  öffentlichen Hand be-
findlichen – Flughafengesellschaft und der Luftverkehrsgesellschaften zu
opfern. Dem schiebt die Volksinitiative durch die Neufassung des Gesetzes-
textes einen Riegel vor.

Gemäß dem Landesentwicklungsplan LEP BB hat dieses Gesetz weiterhin
Gültigkeit und gibt Vorgaben  sowohl für zukünftige Landesentwicklungs-
pläne wie auch für die luftverkehrsrechtliche Fachplanung.
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Der Volksinitiative liegen neuere Erkenntnisse der Lärmwirkungsforschung
und über Art und Umfang  der durch Flugroutenfestsetzungen betroffenen
Siedlungsgebiete zu Grunde. Durch die Formulierung, dass kein planmäßi-
ger Nachtflugbetrieb am Flughafen Schönefeld stattfinden soll, wird sicher-
gestellt, dass sich das Nachtflugverbot auf den gewerblichen Flugverkehr
bezieht und andere Flüge (Not- und Rettungsflüge etc.) nicht ausgeschlos-
sen werden sollen.

Die beabsichtigte Neuregelung macht es ferner möglich, nächtliche Flug-
bewegungen insbesondere im Charter- und Pauschalreiseverkehr auch an
anderen Startorten durchzuführen.

Zu Verspätungsregelungen und detaillierten luftverkehrstechnischen Rege-
lungen fehlt es an einer  Zuständigkeit des Landesgesetzgebers. Zumindest
würde dieser Regelungsinhalt nicht in die Kompetenz der Landesplanung
fallen. Mit dem Volksbegehren wird die Wiederinbetriebnahme bzw. die
Aufrechterhaltung der Flughäfen Tempelhof und Tegel nicht beabsichtigt.

NACHTFLUG STÖRT DEN SCHLAF
UND GEFÄHRDET DIE GESUNDHEIT:

Das Umweltbundesamt bewertet den wissenschaftlichen Erkenntnisstand
aufgrund einer aktuellen  Studie aus dem Jahr 2010:

„Für Herz- und Kreislauferkrankungen ist nachgewiesen: Im Ver-
gleich zu Personen, die keinem Fluglärm ausgesetzt sind, steigt
das Erkrankungsrisiko betroffener Personen mit zunehmender
Fluglärmbelastung. Auch bei psychischen Erkrankungen findet sich
ein relevanter Befund: Bei Frauen sind die Erkrankungsrisiken für
Depressionen signifikant erhöht.

Diese Ergebnisse stehen im Einklang mit der vorausgegangenen
.Arzneimittelstudie’ des UBA, die  höhere Medikamentenverschreibungen
bei Personen nachwies, die nächtlichem Fluglärm ausgesetzt sind. Eine gro-

ße Studie im Umfeld verschiedener europäischer Flughäfen (HYENA-Stu-
die) aus dem Jahr 2008 stellte ebenfalls fluglärmbedingte Gesundheits-
risiken fest: Personen, die verstärkt vom Nachtfluglärm betroffen sind, wei-
sen häufig höhere Blutdruckwerte auf, als Menschen in ruhigeren Wohn-
gebieten.“

 Auch das Bundesverwaltungsgericht hat sich eindeutig dazu bekannt, dass
eine  Gesundheitsgefährdung von Lärmbetroffenen unterbleiben muss (Ur-
teil vom 21.3.1996 Az.4 C 9.95):
„Diese Verpflichtung trifft ihn [den Staat, d. V.] erst recht, wenn der Eingriff
auf seinem eigenen Verhalten beruht. Dabei kann sich der Staat nicht ohne
weiteres mit vorhandenen Erkenntnisdefiziten ,entschuldigen’. Dies ist bereits
dann nicht zulässig, wenn die Risiken einer Gesundheitsbeeinträchtigung
bereits als solche bekannt sind. Die Gesundheitsschädlichkeit muss nicht
erst bewiesen werden, um eine Regelungspflicht des Staates auszulösen.
Auch Gesundheitsgefährdungen – werden sie erkannt oder als im Risiko-
bereich liegend für hinreichend wahrscheinlich angesehen – verpflichtet zu
Handeln. Auch hier mögen vielfache Erkenntnisdefizite bestehen. Der Staat
muss ihnen –  etwa bei der Festsetzung von Grenzwerten – durch Sicherheits-
margen zu begegnen suchen.“

Dennoch hält die brandenburgische Landesregierung im Planergänzungs-
verfahren für den Flughafen  Schönefeld bis zu 113 Flüge in einer Nacht für
zulässig. Hiergegen sind Klagen vor dem Bundesverwaltungsgericht einge-
reicht. Die brandenburgische Landesregierung fühlt sich durch ihre eigene
gesetzliche Regelung im § 19 Abs. 11 Landesentwicklungsprogramm (LePro)
die für die Länder Berlin und Brandenburg gilt, in ihrem großzügig nachtflug-
freundlichen Handeln zum Nachteil der vom nächtlichen Fluglärm gepei-
nigten Bevölkerung bestätigt.

Die Volksinitiative wendet sich gegen diese gesetzliche Regelung und zwingt
in der Folge die Landesregierung die Landesentwicklungspläne Flughafen-
standortsicherung wie auch den  Landesentwicklungsplan Berlin- Branden-
burg zu überarbeiten, da in diesen Plänen von einer Zulässigkeit des Nacht-
flugs ausgegangen wird.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter: Stellvertreter:
Prof. Wolf Carius Markus Peichl
Gerhart-Hauptmann-Allee 30 Kladower Straße 2
15732 Eichwalde 14469 Potsdam

Dr. Gerhard Kalinka Gudrun Claus
Heinrich-Zille-Straße 39 Selchower Weg 18
15827 Blankenfelde 15831 Mahlow

Robert Nicolai Christian Radtke-Kruft
Fontaneplatz 5 Siegfriedstraße 60
15834 Rangsdorf 14513 Teltow

Matthias Schubert Martina Pohske
Unterberg 31 Keplerstraße 23
14532 Kleinmachnow 15831 Mahlow

Martin Henkel Christian Selch
Seestraße 68 Potsdamer Straße 2
15738 Zeuthen  15738 Zeuthen
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Aufgrund europäischer Vorgaben ergibt sich im deutschen Passrecht eine
wichtige Änderung: Ab dem 26. Juni 2012 sind Kindereinträge im Reise-
pass der Eltern ungültig und berechtigen das Kind nicht mehr zum Grenzü-
bertritt. Somit müssen ab diesem Tag alle Kinder (ab Geburt) bei Reisen ins
Ausland über ein eigenes Reisedokument verfügen. Für die Eltern als Pass-
inhaber bleibt das Dokument dagegen uneingeschränkt gültig.

Das Bundesinnenministerium empfiehlt den von der Änderung betroffenen
Eltern, bei geplanten Auslandsreisen rechtzeitig neue Reisedokumente für
die Kinder bei ihrer zuständigen Passbehörde zu beantragen. Als Reise-
dokumente für Kinder stehen Kinderreisepässe, Reisepässe und – je nach
Reiseziel – Personalausweise zur Verfügung.

Wichtige Information aus dem Einwohnermeldeamt!
Kindereinträge im Reisepass der Eltern ab dem 26. Juni 2012 ungültig

Hintergrundinformationen:
Die Änderung ergibt sich unmittelbar aus der Verordnung (EG) Nr. 444/
2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Mai 2009 zur
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates über Normen für
Sicherheitsmerkmale und biometrische Daten in von den Mitgliedsstaaten
ausgestellten Pässen und Reisedokumenten (EU-Passverordnung). Hinter-
grund ist das in der EU-Passverordnung aus Sicherheitsgründen verankerte
Prinzip „eine Person – ein Pass“, das EU-weit bis zum 26. Juni 2012 umzu-
setzen ist und von der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation (ICAO)
empfohlen wird. Aufgrund der zehnjährigen Gültigkeitsdauer von Reise-
pässen können sich Dokumente mit (ab dem 26. Juni 2012 ungültigem)
Kindereintrag aber noch bis Ende Oktober 2017 in Umlauf befinden.

Die Verbandsversammlung des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk
hat in ihrer Sitzung am 28. März 2012 den Wirtschaftsplan für das
Wirtschaftsjahr 2012 mit folgenden Festsetzungen beschlossen.

1.0. Es betragen: T€

1.1. im Erfolgsplan:

die Erträge 993
die Aufwendungen 782
der Jahresgewinn 211
der Jahresverlust 0

1.2. im Finanzplan

Mittelzufluss/Mittelabfluss aus laufender Geschäftstätigkeit 153
Mittelzufluss/Mittelabfluss aus Investitionstätigkeit –46
Mittelzufluss/Mittelabfluss aus Finanzierungstätigkeit –86

Bekanntmachungen des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk

Wirtschaftsplan 2012

2.0. Es werden festgesetzt:

2.1. der Gesamtbetrag der Kredite auf 0
2.2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0
2.3. die Verbandsumlage 0

Nach § 19 Absatz 2 Satz 1 GKG haben die einzelnen Verbands-
mitglieder dabei folgende Anteile zu tragen:

Der Wirtschaftsplan und die Beschlussunterlagen der Verbandsversammlung
liegen in den Geschäftsräumen des Abwasserentsorgungsverbandes
Niemegk, Großstraße 7 in 14823 Niemegk, während der allgemeinen Öff-
nungszeiten zur Einsichtnahme aus.

Niemegk,18. April 2012

Hemmerling
Verbandsvorsteher

Die Verbandsversammlung des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk
hat in ihrer Sitzung am 28. März 2012 den Kassenkreditrahmen für das
Wirtschaftsjahr 2012 als maximale Höhe der Kassenkredite des Verbandes
auf 150.000,00 € festgesetzt.

Festsetzung des Kassenkreditrahmens

Der Beschluss ist als förmliches Erfordernis anzusehen, da davon ausge-
gangen werden kann, dass der Verband im Jahr 2012 aufgrund seiner gu-
ten Liquidität voraussichtlich keinen Kassenkredit in Anspruch nehmen muss.

Niemegk, 18. April 2012

Hemmerling
Verbandsvorsteher
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Die Verbandsversammlung des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk
hat in ihrer Sitzung am 28. März 2012 die nachfolgende 2. Änderungs-
satzung zur Schmutzwassergebühren- und Kostenerstattungssatzung vom
20. Juli 2011 beschlossen.

§ 1
Änderung

1.) In § 4 wird die bisherige Mengengebühr bei Kanalanschluss im
Verbandsgebiet von 4,30 € auf

4,20 €
geändert.

2.) In § 5 wird die bisherige Grundgebühr bei abflussloser Sammelgrube
im OT Raben von 6,94 € auf

6,90 €

und die bisherige Mengengebühr bei abflussloser Sammelgrube im OT
Raben von 6,73 € auf

6,70 €
geändert.

2. Satzung zur Änderung der Schmutzwassergebühren- und
Kostenerstattungssatzung des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk

3.) In § 6 wird die bisherige Mengengebühr bei abflussloser Sammelgrube
im übrigen Verbandsgebiet von 6,36 € auf

6,10 €
geändert.

§ 2
Inkrafttreten

Die 2. Änderungssatzung zur Schmutzwassergebühren- und Kosten-
erstattungssatzung (Stand: 27. März 2012), beschlossen am 28. März 2012
tritt rückwirkend am 01.01.2012 in Kraft.

Niemegk, 18. April 2012

Hemmerling
Verbandsvorsteher

Ende der amtlichen Bekanntmachungen

Bekanntmachung des Abwasserzweckverbandes „Planetal“

Der Verbandsvorsteher des Abwasserzweckverbandes „Planetal“ weist darauf hin, dass in der  Ausgabe Mai 2012 des Amtsblattes für den Landkreis
Potsdam - Mittelmark folgende Beschlüsse der Verbandsversammlung vom 21.03.2012 des Abwasserzweckverbandes „Planetal“ bekannt gemacht
werden:

Beschluss Nr. 1/03-2012 Wirtschaftsplan 2012
Beschluss Nr. 2/03-2012 über den geprüften Jahresabschluss 2010
Beschluss Nr. 3/03-2012 über die Verwendung des Jahresergebnisses 2010
Beschluss Nr. 4/03-2012 über die Entlastung des Verbandsvorstehers für das Wirtschaftsjahr 2010

Brück, den 27.03.2012

Christian Großmann
Verbandsvorsteher


